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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichts- 
gesetzes 

— Drucksache 36 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wittrock 


I. Im allgemeinen 

Der vorliegende Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes ist bereits 
dem zweiten Deutschen Bundestag als Drucksache 
3415 zugeleitet und in dem federführenden Aus- 
schuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht sowie 
dem mitbeteiligten Ausschuß für Sozialpolitik ab- 
schließend behandelt worden. Der zweite Deutsche 
Bundestag hat den Entwurf jedoch nicht mehr ver- 
abschiedet. 

Die Bundesregierung hat nunmehr diesen Entwurf 
am 30. November 1957 erneut als Drucksache 36 
eingebracht. Er wurde in der 6. Sitzung vom 12. De- 
zember 1957 dem Rechtsausschuß federführend und 
dem Ausschuß für Sozialpolitik überwiesen. 

Der Zweck des Gesetzes ist nach Auffassung des 
Rechtsausschusses darin zu sehen, eine Straffung 
des Verfahrens vor den Sozialgerichten zu ermög- 
lichen sowie Zweifel, die bei der Auslegung der 
Vorschriften über die Zulässigkeit der Berufung 
entstanden sind, zu beseitigen und so die Durch- 
führung von Berufungsverfahren über Streitigkeiten 
geringerer Bedeutung in dem Maße auszuschließen, 
wie dies der Gesetzgeber bei der Verabschiedung 
des Gesetzes im Jahre 1953 gewollt hat. Der Gesetz- 
entwurf zielt weiter darauf hin, das Berufungs- und 
Revisionsverfahren zu beschleunigen und zu ver- 
einfachen. Hierauf wird bei den Ausführungen zu 
§ 1 Nr. 12 näher einzugehen sein. 

Der mitberatende Ausschuß für Sozialpolitik legt 
besonderen Wert auf den Hinweis, daß die Ver- 
sicherungsträger und Versorgungsbehörden auch 


dadurch zur Entlastung der Sozialgerichtsbarkeit 
beitragen sollten, daß sie im Einzelfall sorgfältiger 
als bisher prüfen, ob ein Rechtsmittel einzulegen 
ist. 


IL Im einzelnen 

Zu § 1 

Im Gegensatz zum Ausschuß für Sozialpolitik hielt 
es der Rechtsausschuß für geboten, sämtliche bis- 
herigen Gesetzesänderungen anzuführen, um so die 
eindeutige Feststellbarkeit des jetzt gültigen Ge- 
setzestextes zu sichern. 

Nr. 01 

Die Vorschrift ist auf Anregung des Bundesrates 
eingefügt worden. Sie beseitigt Zweifel, die sich aus 
§ 94 Abs. 3 des Sozialgerichtsgesetzes ergeben 
könnten. Abweichend von der Meinung des Aus- 
schusses für Sozialpolitik hielt es der Rechtsaus- 
schuß nicht für erforderlich, den Übergang eines 
Verfahrens auf ein neu errichtetes Sozialgericht be- 
sonders zu erwähnen, weil die beschlossene Fas- 
sung diesen Fall mit einschließt. 

Nr. 1 

Diese Vorschrift wurde in der Fassung der Be- 
schlüsse des Ausschusses für Sozialpolitik ange- 
nommen. Der Ausschuß war der Ansicht, daß die 
Einfügung der Worte „das persönliche Erscheinen 
der Beteiligten anordnen" als eine Klarstellung für 
die Praxis anzusehen sei. 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvert^'ieb : Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 



Drucksache 338 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Nr. 2 und 3 

Die Vorschriften wurden in der Fassung der Re- 
gierungsvorlage unter Berücksichtigung der An- 
regungen des Bundesrates angenommen, und zwar 
Nr. 2 mit großer Mehrheit, Nr. 3 einstimmig. 

Nr. 4, 5, 6 und 1 

Bei der Beratung dieser Vorschriften hat der 
Ausschuß erwogen, ob er zu der grundsätzlichen 
Frage der rechtspolitischen Zulässigkeit einer Be- 
schränkung der Berufung Stellung nehmen solle. 
Der Ausschuß ist nach eingehenden Beratungen zu 
dem Ergebnis gekommen, von einer Stellungnahme 
zu diesem grundsätzlichen Problem abzusehen. Da- 
bei war entscheidend, daß die Änderungen der 
§§ 145 bis 148 SGG nur der Klarstellung einer seit 
Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes bestehen- 
den Rechtslage dienen sollen. Der Ausschuß geht 
hierbei davon aus, daß es der Wille des im ersten 
Deutschen Bundestag ohne Mitwirkung des Aus- 
schusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht be- 
schlossenen Sozialgerichtsgesetzes ist, Berufungen 
bei den in den §§ 145 bis 148 SGG näher bezeichne- 
ten Rechtsstreitigkeiten auszuschließen. Es kann 
nicht Aufgabe des Rechtsausschusses sein, anläßlich 
der Beratungen einer Änderung, welche vornehm- 
lich redaktionellen Charakter hat, eine vom Bun- 
destag getroffene Grundsatzentscheidung zu über- 
prüfen. Dieser Standpunkt des Ausschusses mußte 
dazu führen, von einer Erweiterung des Katalogs 
der Streitigkeiten, für die eine Berufung nicht zu- 
lässig ist, Abstand zu nehmen. Aus dieser Erwä- 
gung hat der Ausschuß § 147 unter Berücksichti- 
gung des Vorschlages des Bundesrates, die Worte 
„oder die Anrechnung oder Berücksichtigung von 
Einkommen'' zu streichen, beschlossen und in § 148 
Nr. 4 die Worte „oder der Elternrente" gestrichen 
und hiernach allen Vorschriften zugestimmt. 

Nr. 8, 9 und 10 

Die Vorschriften wurden in der Fassung der Re- 
gierungsvorlage einstimmig beschlossen. Lediglich 
in Nr. 8 wurde das Wort „sonstigen" gestrichen, 
da es überflüssig erscheint. Entgegen der Ansicht 
des Ausschusses für Sozialpolitik, die gebühren- 
rechtlichen Auswirkungen einer Gesetzesänderung 
in dem jeweiligen Änderungsgesetz zu regeln, war 
der Rechtsausschuß der Meinung, die Vorschrift 
der Nr. 10 in das Sozialgerichtsgesetz aufzunehmen. 
Der Ausschuß glaubte, daß eine grundsätzliche Klar- 
stellung der gebührenrechtlichen Rechtslage in die- 
sem Gesetz vorzuziehen sei. 

Nr. 10 a 

Durch die Einfügung dieser Vorschrift soll zum 
Ausdruck gebracht werden, daß die Senate des 
Bundessozialgerichts bei Bedarf möglichst in Berlin 
tagen sollen. Es handelt sich hierbei lediglich um 
die Klarstellung einer rechtlichen Möglichkeit, 
deren Normierung mit Rücksicht auf die Berliner 
Verhältnisse geboten erscheint. Der Ausschuß ist 
der Meinung, daß sich hieraus keine Folgerungen 
für die Rechtslage ergeben, die für die übrigen 
oberen Bundesgerichte besteht. 


Nr. 11 

Diese Vorschrift wurde in der Fassung der Re- 
gierungsvorlage einstimmig angenommen. 

Nr. 12 

§ 216 Abs. 1 Nr. 1 

In Übereinstimmung mit dem Ausschuß für So- 
zialpolitik und in Abweichung von der in der 
2. Wahlperiode bei der Beratung des Entwurfs ver- 
tretenen Ansicht hielt der Rechtsausschuß diese 
Vorschrift für erforderlich, um so eine weitere Ent- 
lastung der Gerichte sicherzustellen. 

§ 216 Abs. 1 Nr. 2 

Diese Vorschrift wurde einstimmig unter Strei- 
chung des letzten Halbsatzes der Regierungsvor- 
lage beschlossen. Die Streichung der Worte „oder 
Kosten, Gebühren oder Entschädigungen betreffen" 
erschien auch deshalb als vertretbar, weil die 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts dem So- 
zialgericht den Hinweis gibt, Entscheidungen ohne 
die Laienbeisitzer ergehen zu lassen, wenn die Ent- 
scheidung nicht die streitige Sache selbst betrifft. 

§ 216 Abs. 1 Nr. 3 und 4 

Diese Bestimmungen wurden durch Mehrheits- 
beschluß mit den Änderungen des Ausschusses für 
Sozialpolitik angenommen. Eine Minderheit des 
I Ausschusses erhob gegen Nr. 3 Buchstaben b und c 
und Nr. 4 grundsätzliche rechtspoiltische Bedenken. 
Hierbei waren für die Minderheit zwei wesentliche 
Gesichtspunkte maßgebend: 

Es wurde geltend gemacht, daß die Beurteilung 
der offenbaren Unbegründetheit einer Berufung 
oder Revision und die Entscheidung über die Frage, 
ob die Sach- und Rechtslage zweifelsfrei geklärt ist, 
nicht gleichzeitig zu einer Entscheidung darüber 
führen dürfe, ob die Landes- oder die Bundessozial- 
richter von der Mitwirkung an der Beratung aus- 
geschlossen sind. Es sei für die Berufsrichter eine 
unzumutbare Belastung, wenn sie bei der tatsäch- 
lichen und rechtlichen Prüfung stets diese Konse- 
quenz vor Augen haben müssen. 

Weiterhin wurde von der Minderheit des Aus- 
schusses ausgeführt, daß die Entscheidung über ein 
Rechtsmittel grundsätzlich von dem Gericht in sei- 
ner vollen Besetzung zu treffen sei. In aller Regel 
könnten bei der Entscheidung über ein Rechtsmittel 
Erwägungen eines pflichtgemäßen Ermessens nicht 
außer acht bleiben. Hierbei seien rechtliche Wer- 
tungen vorzunehmen, welche nach der Grundauffas- 
sung unserer Arbeits- und Sozialgerichtsbarkeit 
stets bei gleichberechtigter Mitwirkung von Berufs- 
und Laienrichtern anzustellen seien. 

Die Mehrheit des Ausschusses hat sich zwar die- 
sen Überlegungen der Minderheit nicht grundsätz- 
lich verschlossen, war aber der Auffassung, daß die 
starke Belastung der Landessozialgerichte und des 
Bundessozialgerichts zur Gewährleistung eines wir- 
kungsvollen Rechtsschutzes für eine zeitlich kurz 
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bemessene Frist die Zurückstellung derartiger Er- ! In Absatz 2 wurde entsprechend dem Beschluß 
Wägungen gebietet. ‘ I des Ausschusses für Sozialpolitik die negative 

Saar-Klausel aufgenommen. 

Zu § 3 

Der 1. Juli 1958 als Termin des Inkrafttretens des 
Gesetzes erschien als vertretbar. Es besteht bis zu 
diesem Termin für die Gerichte der Sozialgerichts- 
barkeit ausreichende Gelegenheit, sich auf die Neu- 
regelungen einzustellen. 


Bonn, den 17. April 1958 

Wittrock 

Berichterstatter 


§ 216 Abs. 3. 

Diese Vorschrift wurde auf Anregung des Bundes- 
rates, der die Bundesregierung und der Ausschuß 
für Sozialpolitik zugestimmt haben, gestrichen. 

Zu § 2 

§ 2 Abs. 1 erhält die übliche Berlin-Klausel. 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 36 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 27. März 1958 

Der Rechtsausschuß 


Hoogen 

Vorsitzender 


Wittrock 

Berichterstatter 



Drucksache 338 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

— Drucksache 36 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Sozialgerichtsgesetz vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl I S. 1239, 1326) in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 
vom 10. August 1954 (Bundesgesetzbl, I S. 239) und 
des Gesetzes über Änderungen von Vorschriften des 
Zweiten Buchs der Reichsversicherungsordnung 
und zur Ergänzung des Sozialgerichtsgesetzes (Ge- 
setz über Kassenarztrecht — GKÄR) vom 17. August 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 513) wird wie folgt ge- 
ändert: 


1. § 106 wird wie folgt geändert: 

Im Absatz 3 wird folgende Nummer 7 angefügt: 

„7. einen Termin anberaumen und in diesem 
den Sachverhalt mit den Beteiligten er- 
örtern. " 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Das Sozialgerichtsgesetz vom 3. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1239, 1326) in der Fassung des 
Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 
vom 10. August 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 239), des 
Gesetzes über Änderungen von Vorschriften des 
Zweiten Buchs der Reichsversicherungsordnung 
und zur Ergänzung des Sozialgerichtsgesetzes (Ge- 
setz über Kassenarztrecht — GKAR) vom 17. August 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 513), des Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Gesetzes über Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
23. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1018) und 
des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung kosten- 
rechtlicher Vorschriften vom 26. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 861) wird wie folgt geändert: 

01. § 7 wird wie folgt geändert: 

♦ 

Es wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Wird ein Sozialgericht aufgehoben oder 
wird die Abgrenzung der Gerichtsbezirke ge- 
ändert, so kann durch Landesgesetz bestimmt 
werden, daß die bei dem aufgehobenen Gericht 
oder bei dem von der Änderung in der Abgren- 
zung der Gerichtsbezirke betroffenen Gericht 
rechtshändigen Streitsachen auf ein anderes 
Sozialgericht übergehen." 


1. § 106 wird wie folgt geändert: 

♦ 

Im Absatz 3 wird folgende Nummer 7 angefügt: 

„7. einen Termin anberaumen, das persönliche 
Erscheinen der Beteiligten hierzu anordnen 
und den Sachverhalt mit diesen erörtern." 
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Entwurf 

2. § 110 wird wie folgt geändert: 

Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Beteiligten sind darauf hinzuweisen, daß 
auch im Falle ihres Ausbleibens verhandelt oder 
nach Lage der Akten entschieden werden kann." 

3. § 126 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 126 

Das Gericht kann, sofern in der Ladung auf 
diese Möglichkeit hingewiesen worden ist, nach 
Lage der Akten entscheiden, wenn in einem 
Termin keiner der Beteiligten erscheint oder 
beim Ausbleiben von Beteiligten die erschie- 
nenen Beteiligten es beantragen." 

4. § 145 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

,,§ 145 

In Angelegenheiten der Unfallversicherung ist 
die Berufung nicht zulässig, soweit sie betrifft 

1. Anträge, die wegen Versäumnis der Aus- 
schlußfrist (§ 1546 der Reichsversicherungs- 
ordnung) abgelehnt wurden, es sei denn, daß 
die Ausnahmefälle des § 1547 der Reichsver- 
sicherungsordnung geltend gemacht werden, 

2. Beginn oder Ende der Rente oder nur Rente 
für bereits abgelaufene Zeiträume, 

3. vorläufige Renten (§ 1585 Abs. 1 der Reichs- 
versicherungsordnung) , 

4. den Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit 
oder die Neufeststellung von Dauerrenten 
wegen Änderung der Verhältnisse, es sei 
denn, daß die Schwerbeschädigteneigenschaft 
oder die Gewährung der Rente davon ab- 
hängt oder die Änderung durch ein neu hin- 
zugetretenes Leiden verursacht worden ist." 

5. § 146 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

,,§ 146 

In Angelegenheiten der Rentenversicherungen 
ist die Berufung nicht zulässig, soweit sie Be- 
ginn oder Ende der Rente oder nur die Rente 
für bereits abgelaufene Zeiträume betrifft." 

6. § 147 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 147 

In Angelegenheiten der Arbeitslosenversiche- 
rung und der Arbeitslosenhilfe ist die Berufung 
nicht zulässig, soweit sie Beginn oder Höhe der 
Leistung oder die Anrechnung oder Berücksich- 
tigung von Einkommen betrifft." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

2. § 110 wird wie folgt geändert: 

♦ 

Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Beteiligten sind darauf hinzuweisen, daß 
im Falle ihres Ausbleibens nach Lage der Akten 
entschieden werden kann." 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. § 147 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 147 

In Angelegenheiten der Arbeitslosenversiche- 
rung und der Arbeitslosenhilfe ist die Berufung 
nicht zulässig, soweit sie Beginn oder Höhe der 
Leistung betrifft." 
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Entwurf 

7. § 148 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 148 

In Angelegenheiten der Kriegsopferversor- 
gung ist die Berufung nicht zulässig, soweit sie 
betrifft 

1. Anträge, die wegen Fristversäumnis abgelehnt 
worden sind, es sei denn, daß die Ausnahme- 
fälle des § 57 des Bundesversorgungsgesetzes 
geltend gemacht werden, 

2. Beginn oder Ende der Versorgung oder nur 
Versorgung für bereits abgelaufene Zeit- 
räume, 

3. den Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit 
oder die Neufeststellung der Versorgungs- 
bezüge wegen Änderung der Verhältnisse, es 
sei denn, daß die Schwerbeschädigteneigen- 
schaft oder die Gewährung der Grundrente 
davon abhängt, 

4. die Höhe der Ausgleichsrente oder der Eltern- 
rente/' 


8. § 149 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 149 

Die Berufung ist nicht zulässig bei Ersatz- oder 
Erstattungsstreitigkeiten zwischen Behörden oder 
Körperschaften des öffentlichen Rechts oder 
Anstalten des öffentlichen Rechts sowie bei 
sonstigen Streitigkeiten wegen Rückerstattung 
von Leistungen, wenn der Beschwerdewert fünf- 
hundert Deutsche Mark nicht übersteigt, ferner 
bei Streitigkeiten wegen Rückerstattung von 
Beiträgen, wenn der Beschwerdewert fünfzig 
Deutsche Mark nicht übersteigt." 


9. § 185 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 185 

Die Gebühr wird fällig, sobald die Streitsache 
durch Zurücknahme des Rechtsbehelfs, durch 
Vergleich, Anerkenntnis, Vorbescheid, Beschluß 
oder durch Urteil erledigt ist." 


10. § 186 wird wie folgt geändert: 

♦ 

Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Die Gebühr entfällt, wenn die Erledigung auf 
einer Rechtsänderung beruht." 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

7. § 148 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 148 

In Angelegenheiten der Kriegsopferversor- 
gung ist die Berufung nicht zulässig, soweit sie 
betrifft 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. die Höhe der Ausgleichsrente." 


8. § 149 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„§ 149 

Die Berufung ist nicht zulässig bei Ersatz- 
oder Erstattungsstreitigkeiten zwischen Behör- 
den oder Körperschaften des öffentlichen 
Rechts oder Anstalten des öffentlichen Rechts 
sowie bei Streitigkeiten wegen Rückerstattung 
von Leistungen, wenn der Beschwerdewert fünf- 
hundert Deutsche Mark nicht übersteigt, ferner 
bei Streitigkeiten wegen Rückerstattung von 
Beiträgen, wenn der Beschwerdewert fünfzig 
Deutsche Mark nicht übersteigt." 


9. unverändert 


10. unverändert 


lOa. Nach § 203 wird folgender § 203 a eingefügt: 

♦ 

„§ 203 a 

Die Senate des Bundessozialgerichts können 
Sitzungen auch in Berlin abhalten." 
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Entwurf Beschlüssedesl 2. Ausschusses 


11. § 210 wird wie folgt geändert: 

♦ 

Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Bei Bedarf können bei den Sozialgeriditen 
und den Landessozialgerichten Kammern und Se- 
nate auf Zeit gebildet werden. Die Zahl der 
Kammern auf Zeit darf die Hälfte der Zahl der 
ordentlichen Kammern, die Zahl der Senate auf 
Zeit drei Viertel der Zahl der ordentlichen Se- 
nate nicht überschreiten. Kammern und Senate 
auf Zeit dürfen nicht über den 31. Dezember 1960 
hinaus tätig sein." 

12, § 216 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 216 

(1) Bis zum 31. Dezember 1960 kann 

1. der Vorsitzende bei dem Sozialgericht Vor- 
bescheide in allen Fällen erlassen, auch wenn 
eine Beweiserhebung stattgefunden hat; 

2. der Vorsitzende bei dem Sozialgericht, das 
Landessozialgericht ohne Zuziehung der Lan- 
dessozialrichter und das Bundessozialgericht 
ohne Zuziehung der Bundessozialrichter außer- 
halb der mündlichen Verhandlung Beschlüsse 
erlassen, die der Entscheidung in der Sache 
selbst vorausgehen oder Kosten, Gebühren 
oder Entschädigungen betreffen; 

3. das Landessozialgericht durch einstimmigen 
Beschluß ohne Zuziehung der Landessozial- 
richter 

a) die Berufung ohne Vorbescheid (§ 158 
Abs. 2 und 3) als unzulässig verwerfen, 
wenn die Voraussetzungen des § 158 Abs. 1 
erfüllt sind, 

b) eine Revision (§ 214) oder Berufung zu- 
rückweisen, wenn sie offenbar unbegründet 
ist, 

c) über eine Revision (§ 214) oder Berufung 
entscheiden, wenn es die Sach- und Rechts- 
lage für zweifelsfrei geklärt erachtet; 

4. das Bundessozialgericht durch einstimmigen 
Beschluß ohne Zuziehimg der Bundessozial- 
richter 

a) eine Revision zurückweisen, wenn sie of- 
fenbar unbegründet ist, 

b) über eine Revision entscheiden, wenn es 
die Sach- and Rechtslage für zweifelsfrei 
geklärt erachtet 

(2) Soll über ein Rechtsmittel nach Absatz 1 
Nr. 3 oder 4 entschieden werden, so ist dies in 
den Fällen der Nummern 3 a, 3 b und 4 a dem 
Rechtsmittelkläger, in den übrigen Fällen allen 
Beteiligten unter Angabe der Gründe vorher 
mitzuteilen. Diese können sich noch binnen 
eines Monats nach Zustellung der Mitteilung 
äußern. 


11, unverändert 


12, § 216 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

»§ 216 

(1) Bis zum 31. Dezember 1960 kann 

1. unverändert 


2. der Vorsitzende bei dem Sozialgericht, das 
Landessozialgericht ohne Zuziehung der Lan- 
dessozialrichter und das Bundessozialgericht 
ohne Zuziehung der Bundessozialrichter au- 
ßerhalb der mündlichen Verhandlung Be- 
schlüsse erlassen, die der Entscheidung in der 
Sache selbst vorausgehen; 

3. das Landessozialgericht durch einstimmigen 
Beschluß ohne Zuziehung der Landessozial- 
richter 

a) unverändert 


b) unverändert 


c) über eine Revision (§ 214) oder Berufung 
entscheiden, wenn die Sach- und Rechts- 
lage zweifelsfrei geklärt ist; 

4. das Bundessozial g er icht durch einstimmigen 
Beschluß ohne Zuziehimg der Bundessozial- 
richter 

a) u n V e r ä n d e r t 

b) Über eine Revision entscheiden, wenn die 
Rechtslage zweifelsfrei geklärt ist. 

(2) unverändert 
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Entwurf 

(3) Gegen einen Beschluß nach Absatz 1 Nr. 3 a 
ist die Beschwerde zuzulassen, wenn gegen ein 
Urteil gleichen Inhalts die Revision zuzulassen 
wäre, es sei denn, daß der Berufungskläger sich 
auf die Mitteilung des Gerichts nicht in der ge- 
setzlichen Frist geäußert hat. über die Be- 
schwerde entscheidet das Bundessozialgericht 
durch Beschluß ohne Zuziehung der Bundes- 
. Sozialrichter. Für das Beschwerdeverfahren gel- 
ten die Vorschriften der §§ 164, 166 und 167 ent- 
sprechend. "" 

§ 2 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

(2) Saarland. 

§ 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am . . . . in Kraft. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut des Sozialgerichtsgesetzes vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1239, 1326) 
in der nach dem Gesetz zur Änderung des Sozial- 
gerichtsgesetzes vom 10. August 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 239), dem Gesetz über Änderungen 
von Vorschriften des Zweiten Buchs der Reichs- 
versidierungsordnung und zur Ergänzung des So- 
zialgerichtsgesetzes (Gesetz über Kassenarzt recht 
— GKAR) vom 17. August 1955 (Bundesgesetzbl. I 

5. 513) 


und in der n(R:h diesem Gesetz geltenden Fassung 
bekanntzumachen. Er kann dabei Unstimmigkeiten 
der Paragraphenfolge und des Wortlauts beseitigen. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

(3) entfällt 


§ 2 

(1) unverändert 


(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1958 in Kraft. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit und Soziäl- 
ordnung wird ermächtigt, den Wortlaut des Sozial- 
gerichtsgesetzes in der am 1. Juli 1958 geltenden 
Fassung bekanntzumachen. Er kann dabei Unstim- 
migkeiten der Paragraphenfolge und des Wortlauts 
beseitigen. 
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